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Rätselhaft ist schon die Fundstelle. Eine
K-Anlage.Also eine Führungsanlage der
Armee.

Dort, berichteteViolaAmherd imNo-
vemberdemGesamtbundesrat, habe der
Nachrichtendienst brisante Dokumen-
te gefunden. Sie deuteten darauf hin,
dassAlt-Bundesrat KasparVilliger schon
vor über 25 Jahren gewusst habe, dass
der CIA über die Zuger Crypto AG ma-
nipulierte Chiffriergeräte an die halbe
Welt verkaufte.

Die «NZZ am Sonntag» wusste es
noch ein bisschen genauer: In einem
Bunker sollen die Dokumente ge-
schlummert haben, als sie vomGeheim-
dienst aufgespürt wurden.

Wo genau? Wie kamen sie dorthin?
Wiewerden sie aufbewahrt? Und über-
haupt: Warum sind sie dort und nicht
im Bundesarchiv? Will das Verteidi-
gungsdepartement (VBS) alles nicht
sagen. Streng geheim.

Wieder einmal wundert sich die
Schweiz über ihren Sicherheitsapparat
und dessen Einstellung zum Archivge-
setz. Seit 1998 sind alle Bundesstellen
verpflichtet, nicht mehr benötigte Ak-
ten dem Bundesarchiv anzubieten. So
soll dasWissen des Staates ins Gedächt-
nis der Eidgenossenschaft übergehen.

Über 60 Kilometer Akten lagern in-
zwischen im Keller des Bundesarchivs
in Bern. Was hier ankommt, geht nie
mehr vergessen. Genau deshalb, sagen
Experten, tun sich die Sicherheitsorga-
ne damit so schwer. Lieber verstecken
sie die Dokumente. Zum Beispiel in
einem Bunker.

Was geheim ist, bleibt geheim
Oder sie lassen sie grad ganzverschwin-
den. Ende der Neunzigerjahre vernich-
tete der Nachrichtendienst unter Peter
Regli systematischAkten.Niemand soll-
te die Geheimnisse der Staatsschützer
erfahren.Auch nicht in hundert Jahren.

Der Aufschrei war gross. Die Folgen
blieben überschaubar. Das Parlament
drängte stärker als zuvor darauf, dass
sich auch der Staatsschutz, die Geheim-
dienste und dieArmee ansArchivgesetz
haltenmüssen.Doch imBundesrat lob-
byierte der Nachrichtendienst (NDB)
erfolgreich für eine Ausnahmeklausel.
2010 erteilte die Landesregierung dem
NDBdie Erlaubnis,Dokumente von aus-
ländischen Geheimdiensten nach einer
internenAufbewahrungsfrist eigenhän-
dig zu vernichten. Erst drei Jahre später
konnte das Parlament diesen Freibrief
zum Schreddern rückgängig machen.

Erneut verstärkt hat sich der Druck
der Politik 2018 mit der Cornu-Affäre.
69 Einvernahmeprotokolle zur Zusam-
menarbeit der illegalen Geheimarmee
P26mit ausländischen Organisationen
waren verschollen, wie die Geheim-
dienstaufsicht des Parlaments publik
machte. Zugleich stellte sich heraus,
dass dasVBS zahlreiche Dokumente an
einen Verein übergeben hatte, der der
P26 nahesteht, statt sie dem Bundes-
archiv anzubieten. Die Akten befanden
sich in Gstaad. Ebenfalls in einem Bun-
ker. Erst auf Druck des Parlaments er-
hielt das Bundesarchiv elektronische
Kopien. «Bei ihrerÜberprüfungwurden
alle 230 Dokumente als archivwürdig
beurteilt», heisst es in einemBericht der
Geschäftsprüfungsdelegation. Inzwi-
schen sollen sich die Originale im Bun-
desarchiv befinden.

DasswichtigeNDB-Akten in Bunkern
gelagert werden, überrascht Barbara
Studer nichtwirklich. «Diese Organisa-
tionen haben wohl Angst, dass die
Sicherheit der Akten in den offiziellen
Archiven nicht gewährleistetwird», sagt
die Präsidentin der Archivdirektoren-
konferenz der Schweiz.Aber das Gegen-

teil sei der Fall: Niemand sei besser sen-
sibilisiert für den Datenschutz als die
Archivarinnen undArchivare. «ImBun-
ker ist die Gefahr viel grösser, dass Ak-
ten verschwinden. Weil sie gestohlen,
geschreddert oder durch unsachgemäs-
se Behandlung zerstört werden kön-
nen.» Eigentlich, sagt Studer, müssten
das auch die Sicherheitsorganisationen
anerkennen. Falls sie aber nicht koope-
rativ seien, könnten auch die Archive
nichts ausrichten. «Wir haben keinMit-
tel, umÄmter zu zwingen, uns dieAkten
auszuhändigen.»

«Für eine Übergabe vorbereitet»
Für Sacha Zala, Präsident der Schwei-
zerischen Gesellschaft für Geschichte,
hat das Problem direkt mit der Verord-
nung zumArchivgesetz zu tun. Es gebe
Schlupflöcher, die den Ämtern erlaub-
ten, Akten beliebig lange zurückzuhal-
ten. Zala spricht von «Schattenarchi-
ven». Die Problematik sei besonders
ausgeprägt bei Organisationenwie dem
Nachrichtendienst, der Bundesanwalt-
schaft oder dem Bundesamt für Polizei
(Fedpol). «Meiner Erfahrung nach gilt:
Je mehr sich eine Behörde zuständig
fühlt für die Sicherheit des Landes, des-
to eher wird sie sich moralisch legiti-
miert fühlen, die ordentliche Gesetzge-
bung nicht einzuhalten, also die Archi-
vierungspflicht zu unterlaufen.» Die
Beamten brauchten nur zu sagen, die
Akten seien in Gebrauch, sagt Zala. «So
können brisante und für die historische
Forschung wertvolle Dokumente Jahr-
zehnte gehortet werden.»

BeimVBSwill man nichtswissen von
einerUmgehung desArchivgesetzes.Der
NDB biete «ohne Ausnahme alle nicht
mehr benötigten oder zur Vernichtung
bestimmtenDaten undAkten demBun-

desarchiv zurArchivierung an», schreibt
VBS-Sprecher Renato Kalbermatten.
Jene Akten, die noch nicht beim Bun-
desarchiv seien,würden derzeit für eine
Übergabe vorbereitet. «Weder das VBS
noch der Nachrichtendienst betreiben
ein Schattenarchiv», so Kalbermatten.

Im Parlament sieht man das nuan-
cierter.Der Fall Cornu habe gezeigt, dass
derNDBnoch zahlreicheAltlasten habe,
sagte der damalige GPDel-Präsident
Claude Janiak im Juni 2018. Insbesonde-
revon denVorgängerorganisationen des
heutigen NDB befänden sich noch eini-
geUnterlagen in denArchiven desNach-
richtendienstes. Zwar habe eine Sensi-
bilisierung stattgefunden, so Janiak. Es
gebe aber immernochHandlungsbedarf.

Offenbar hat der Nachrichtendienst
inzwischen gegenüber dem Bundes-

archiv und dem Parlament eingeräumt,
dass eine K-Anlage als internes Archiv
genutzt werde. Es dürfte sich um jenen
Bunkerhandeln, in demkürzlich dieAk-
ten zur Crypto AG und zu Alt-Bundesrat
Kaspar Villiger aufgespürt wurden. Der
ehemalige Chef des Militärdeparte-
ments, der jede Mitwisserschaft zur
Crypto AG bestreitet, wundert sich üb-
rigens selbst über das Bunkerarchiv. Er
kenne die Akten, die vom NDB angeb-
lich gefundenwurden, nicht, schreibt er
auf Anfrage. «Und ichweiss auch nicht,
warum sie sich – doch eher eigentüm-
licherweise – in einemBunkerund nicht
im Bundesarchiv befunden haben sol-
len.» Er hoffe natürlich, dass er imRah-
men derUntersuchungen zurCryptoAG
Einsicht erhaltenwerde. «Mehr kann ich
Ihnen leider auch nicht sagen.»

Ab in den Bunker
Cryptoleaks In einem Armeebunker tauchen plötzlich Akten auf, die Alt-Bundesrat Kaspar Villiger in der Crypto-Affäre belasten.
Der Fall zeigt, wie schwer sich der Schweizer Sicherheitsapparat mit den Archivpflichten tut.

«Jemehr sich
eine Behörde für
die Sicherheit des
Landes zuständig
fühlt, desto eher
fühlt sie sich
legitimiert, Gesetze
nicht einzuhalten.»
Sacha Zala
Historiker

«Im Bunker ist die Gefahr viel grösser, dass Akten verschwinden»: Blick ins Magazin des Bundesarchivs in Bern. Foto: Adriana Bella
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Bundesarchiv vermisst 80 Dossiers

Das Bundesarchiv hat am Dienstag ein
verschwundenes Dossier mit Unter­
suchungsakten der Bundespolizei über
manipulierte Chiffriergeräte der Zuger
Firma Crypto AG wiedergefunden. Die
Akten waren nach einer Ausleihe 2014
abhandengekommen. Jüngst hat das
Bundesarchiv die Suche intensiviert.
«Dabei haben wir das Dossier in einer
anderen Schachtel gefunden. Wahr­
scheinlich ist das dünne Bündel beim
Zurückstellen versehentlich in andere
Unterlagen gerutscht», sagt Sprecher
Simon Meyer. Die Unterlagen sind bislang
für die Öffentlichkeit nicht zugänglich, ihr
Inhalt bleibt vorerst unbekannt.

Das Verschwinden des Crypto­Dos­
siers ist kein Einzelfall. Das Bundesarchiv
vermisst derzeit knapp 80 Dossiers. Auf
Anfrage der «Rundschau» hat es die Liste

der fehlenden Akten freigegeben. Sie liegt
auch dieser Redaktion vor. Verschollen ist
zum Beispiel eine Reihe von Akten der
Bundespolizei über Linksextremismus von
den 1970er­ bis zu den 1990er­Jahren. Die
Liste lässt kein Muster erkennen. Einige
Asyldossiers sind im Staatssekretariat für
Migration verschwunden, zehn Bündel
betreffen verschiedene ältere Flugzeug­
immatrikulationen, einige dokumentieren
Kulturinstitutionen, Verhandlungen mit
Deutschland oder Frankreich, vier Pakete
den Gotthard­Strassentunnel.

Hinweise, dass die Behörden das
System ausnutzten, um gezielt Akten aus
dem Bundesarchiv verschwinden zu
lassen, gibt es aber nicht. «Wir haben
zurzeit keine Hinweise, dass eine Ver­
waltungsstelle ein Dossier absichtlich
verschwinden liess», sagt Meyer. (ffe)


